Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 26 Ausgegeben Danzig, den 24. Juni 1925 


Ausgabe Ae 


Alle zur Veröffentlichung im Geſetzblatt, dem Staatsanzeiger Teil I und Staatsanzeiger 
Teil II beſtimmten Druckaufträge müſſen völlig druckreif eingereicht werden; es muß aus den 
Druckvorlagen ſelbſt auch erſichtlich fein, welche Worte durch Sperrdruck oder Fettdruck hervorgehoben 
werden ſollen (Sperrdruck einmal, Fettdruck zweimal unterſtrichen). Die Geſchüftsſtelle des Geſetz⸗ 
blattes und des Staatsanzeigers für die Freie Stadt Danzig lehnt jede Verantwortung für etwaige 
Fehler, die auf Unrichtigteiten oder Unvollſtändigkeiten der Druckvorlagen zurückzuführen find, ab. 

Die Behörden werden auf die in dieſer Augelegenheit bereits ergangene Verfügung vom 
16. 12. 1923 — PZ II 789/23 — hingewieſen. 


59 Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung. Vom 10. 6. 1925. 

Auf Grund des $ 13 des Fernſprechgebühren-Geſetzes vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 887) 
wird folgendes beſtimmt: 

1. An Stelle des § 4, J iſt zu ſetzen: a N 

Der Hauptanſchluß beſteht aus der techniſchen Einrichtung bei der Vermittelungsſtelle, der An⸗ 
ſchlußleitung und der dazugehörigen Sprechſtelleneinrichtung beim Teilnehmer. Die Teilnehmerſprechſtellen, 
bei denen die zur Vermittelungsſtelle führenden Anſchlußleitungen endigen, ſind Hauptſtellen. 

Sind mehrere Hauptanſchlußleitungen beim Teilnehmer ſo geſchaltet, daß ſie wahlweiſe benutzt 
werden können, ſo wird für jeden Arbeitsplatz der Hauptſtelle nur ein Sprechapparat ohne beſondere 
Gebühr geliefert. Bei Hauptanſchlüſſen mit Reihenſchaltung gilt nur ein Reihenapparat als Hauptſtelle. 
2. Der § 5 hat unter III A Ziffer 3 künftig zu lauten: i 

: 3. für jedes belegte Anſchlußorgan, abgeſehen von denen, die bei der Hauptſtelle durch Haupt⸗ 
anſchlußleitungen belegt find, bei Hand- oder Selbſtanſchlußbetrieb der Nebenftellenanlage 2,50 Gulden. 

Bei beſonders koſtſpieligen Nebenſtellenanlagen, z. B. Anlagen mit Vielfachklinkenfeld, mit Glüh⸗ 
lampenſchränken, mit außergewöhnlich ſtarkem Gleichzeitigkeitsverkehr, können nach näherer Feſtſetzung der 
Telegraphenverwaltung ein einmaliger Koſtenzuſchuß und eine jährliche Zuſchlaggebühr erhoben werden. 
3. Der § 9 „Die Einrichtungsgebühr“ iſt zu ſtreichen; dafür iſt zu ſetzen: 

f § 9. Die Einrichtungsgebühr. 

I. Die Einrichtungsgebühr (§ 4, I a) beträgt: 


1. bei Hauptanſchlüſſen für jeden Anſchlunn n 100 Gulden 
2. bei poſteigenen Nebenſtellenanlagen 
a) für jede Sprechſtelle, abgeſehen von der Hauptſtelle .. 50 Gulden 
für jede Sprechſtelle außerhalb des Gebäudes der Hauptſtelle 
gußerdein ein Zuſcg g She kin 50 Gulden 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 2. 7. 1925), 
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b) für jedes belegte Anſchlußorgan, abgeſehen von denen, die bei 
der Hauptſtelle durch Hauptanſchlußleitungen belegt werden, 


bei Handbetrieb für das 1. bis 20. Anſchlußorgan ... 30 Gulden 
150 x „ 
„ jedes weitere Anſchlußorgan . 20 „ 

bei Selbſtanſchlußbetrieb für das 1. bis 20. Anſchlußorgan 75 Gulden 
50 a 60 „ 


„ jedes weitere Anſchlußorgan 50 „ 
Für die Ermittelung der Preisſtufe für Anſchlußorgane iſt die Summe aller Anſchlußorgane 
(Hand- und Selbſtanſchlußbetrieb⸗Organe zuſammengezählt) maßgebend. 
3. bei poſteigenen Sprechſtellen mit Mehrfachanſchlußapparat neben der 
Gebühr unter 1 oder 2 a für jeden Mehrfachanſchlußapparat 
ingen ER Re E US OLDE 
¡a AS EEE EN NE 60 


4. bei poſteigenen Reihenanlagen neben der Gebühr unter 1 oder 2a 
für jeden Reihenapparat, der eingerichtet ift 


ür t eitnn ggg, ee 50 Gulden 
PF Ma Soo 60 
er 7277 a 89 
d) „ 4 bis 6 Amtsleitungen FF 130 
5. bei poſteigenen Querverbindungen für jedes durch eine Querverbindung 
belegte Anſchlußorgan einer poſteigenen Nebenſtellenanlage 
bei Handbetrieb für das 1. bis 20. Anſchlußorga gn 30 Gulden 
rn) 5 „„ On 
„ jedes weitere Anfchlußorgan ....... 20.5 
bei Selbſtanſchlußbetrieb für das 1. bis 20. Anſchlußorgan .. . 75 Gulden 
„F 1 5 0 . 
„jedes weitere Anſchlußorgan . 50 „ : 
Für die Ermittelung der Preisſtufe für die Anſchlußorgane ift die Summe aller durch 
Nebenanſchlußleitungen und Querverbindungen derſelben Nebenſtellenanlage belegten An⸗ 
ſchlußorgane maßgebend. 
6. bei poſteigenen Anſchlußdoſen für jede Anſchlußdoſ i 15 Gulden 
7. bei poſteigenen Zuſatzeinrichtungen 
a) für einen Wechſelſchalter ($ 8, VA Ab. 1 Ziffer 1) 3 
b) für einen zweiten Fernhörer gewöhnlicher Art ($ 8, VA Abſ. 1 Ziffer 2) 15 E 
e) für einen Kopffernhörer (§ 8, VA Abf. 1 Ziffer gj 8 
d) für einen zweiten Sprechapparat (§ 8, VA Abf. 1 Ziffer ) 50 fi 
e) für ein Bruſtmikrophon mit Kopffernhörer (§ 8, VA Abſ. 1 Ziffer 5) 85 5 
£) für eine zweite Hörvorrichtung am Kopffernhörer (88, VA Abſ. 1 Ziffer 6) 15 > 
g) für einen Handapparat (§ 8, VA Abſ. 1 Ziffer 7ᷣ 777 25 „ 
h) für einen kleinen Wecker ($ 8, VA Abf. 1 Ziffern? 8 10 75 
i) für einen großen Wecker (§ 8, VA Abs. 1 Ziffer 9 5 i 
k) für eine Fallſcheibe (S 8, VA Abſ. 1 Ziffer 10) 2. 15 ‘i 
1) für einen beſonderen Kurbelinduktor ($ 8, VA Abſ. 1 Ziffer 11). . 35 17 
m) für eine Rufſtromeinrichtung (§ 8, VA Abſ. 1 Ziffer 12) 50 „ 


n) für einen Ticker oder eine Mithörverhinderungsvorrichtung 
J ¶ cae ee en oe 25 
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o) für einen Summer (8 8, VA Abſ. 1 Ziffer 18)... er. 15 Gulden 


p) für eine Mithörvorrichtung ($ 8, VA Abſ. 1 Ziffer 171k 15 = 


q) für jedes volle oder angefangene Meter Leitungsſchnur, ſoweit die Lange 
2 Meter überſteigt, für je 5 Adern oder einen Teil davon ($ 8, 
VA NHL e een 0,60 „ 
II. Der Teilnehmer erwirbt durch die Zahlung kein Eigentumsrecht an den Einrichtungen. 
4. Im $ 12, Abj. 1 und im $ 27, Abſ. 1 ijt ſtatt „3 Gulden“ zu ſetzen: 2 Gulden. 
5. Im § 12 IV, Abſ. 2 iſt ftatt „100 vH“ zu fegen: 50 v9. 
6. Der § 13 „Die Verlegungen, die Umwandlungen, die Auswechſlungen und andere Arbeiten an den 

Fernſprecheinrichtungen der Teilnehmer ſowie die Übertragungen“ iſt zu ſtreichen; dafür ijt zu ſetzen: 

§ 13. Die Verlegungen, die Umwandlungen, die Auswechſlungen und andere 

Arbeiten an den Fernſprecheinrichtungen der Teilnehmer ſowie die 
Übertragungen. 

I. Eine Verlegung liegt vor, wenn Fernſprecheinrichtungen desſelben Teilnehmers oder Teile davon 
nach einer anderen Stelle desſelben Gebäudes oder desſelben Grundſtücks oder nach einem anderen 
Gebäude oder Grundſtück desſelben Ortsnetzes verbracht werden. Ausnahme⸗Hauptſtellen dürfen auch 
in den Bereich des Ortsnetzes verlegt werden, an das ſie angeſchloſſen ſind; Ausnahme⸗Nebenſtellen 
dürfen auch in den Bereich des Ortsnetzes verlegt werden, in dem die Hauptſtelle liegt. Die Anträge 
auf Verlegung von Sprechſtellen müſſen auf dem von der Telegraphenverwaltung dafür vorgeſchriebenen 
Vordruck eingereicht werden. Die Beſtimmungen im § 12, II gelten ſinngemäß auch für Verlegungen. 

II. Eine Umwandlung liegt vor, wenn an die Stelle eines Hauptanſchluſſes, eines Nebenanſchluſſes 
oder einer Querverbindung eine andere Fernſprecheinrichtung der vorbezeichneten Arten oder an die 
Stelle eines Nebenanſchluſſes ein Nebenanſchluß anderer Betriebsart tritt. Als Umwandlung wird es 
auch angeſehen, wenn ein Nebenanſchluß einem anderen Hauptanſchluß zugeteilt wird, ferner wenn an 
die Stelle eines zweiten Sprechapparats ein Nebenanſchluß tritt oder umgekehrt. Die vorſtehenden 
Beſtimmungen gelten auch für Einrichtungen verſchiedener Teilnehmer oder Antragſteller. In dieſem 
Falle muß der Antrag von den Beteiligten gemeinſam geſtellt werden. 

III. Eine Auswechſlung liegt vor, wenn Fernſprecheinrichtungen oder Teile davon, abgeſehen von 
den Fällen der Erweiterung, der Verlegung und der laufenden Inſtandhaltung auf Antrag des Teil⸗ 
nehmers durch andere dem gleichen Zwecke dienende Einrichtungen erſetzt werden, ohne daß dabei die 
Leitungsanlage verändert wird. Als Auswechflung iſt auch anzuſehen, wenn an die Stelle eines mit 
den Leitungen feſt verbundenen Sprechapparats eine Anſchlußdoſenanlage tritt oder umgekehrt. 

Der Teilnehmer hat keinen Anſpruch auf die Überlaſſung von Apparaten einer beſtimmten Aus⸗ 
führung ($ 12, V). 

IV. Für Verlegungen (I) und Umwandlungen (II) ſowie für gleichzeitig ausgeführte Erweiterungen 
werden die Einrichtungsgebühren nach § 9 in Rechnung geſtellt. Bei Verlegungen innerhalb desſelben 
Raumes wird eine feſte Gebühr von 15 G und bei Verlegungen innerhalb desſelben Gebäudes eine 
ſolche von 35 G für jeden Hauptanſchluß oder für jeden Nebenanſchluß erhoben. 

Für die Auswechſlung eines Wandapparats gegen einen Tiſchapparat und umgekehrt oder einer 
Vermittlungseinrichtung (Klappenſchrank uſw.) bei Nebenſtellenanlagen wird ein einmaliger Pauſchbetrag 
von 10 Gulden, für alle übrigen Auswechſlungen ein ſolcher von 5 Gulden erhoben. Er wird nicht erhoben, 
wenn bei einer Erweiterung, Verlegung oder Umwandlung von Fernſprecheinrichtungen Apparate, die 
bei den Arbeiten ohnedies abgenommen werden müſſen, ausgewechselt werden, und wenn der Antrag ſo 
rechtzeitig geſtellt worden iſt, daß beſondere Koften für die Auswechſlung nicht erwachſen. 

i Andere Arbeiten an den Fernſprecheinrichtungen des Teilnehmers, wie das Abnehmen und Wieder⸗ 
anbringen von Apparaten und Innenleitungen, die Beſeitigung von Schäden, für die der Teilnehmer 
aufzukommen hat, werden nach Einheitsſätzen für die Arbeitsſtunde berechnet. Die Höhe der Sätze beſtimmt 
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die Telegraphenverwaltung. Neben den Arbeitskoſten und etwaigen Reiſekoſten werden die Selbſtkoſten 
für Bauſtoffe und Apparatteile, die der Telegraphenverwaltung beim Teilnehmer erwachſen, in Rechnung geſtellt. 

Für gleichzeitig ausgeführte Aufhebungen, das iſt die Beſeitigung gekündigter Fernſprecheinrichtungen, 
werden Koſten nicht angerechnet. 

Sind an einer Umwandlung verſchiedene Hauptanſchlußinhaber beteiligt, ſo werden die Einrichtungs⸗ 
gebühren dem Hauptanſchlußinhaber angerechnet, der die durch die Umwandlung des Anſchluſſes geſchaffene 
neue Einrichtung innehat. 

Bei der Verlegung von Ausnahme⸗Hauptſtellen und Ausnahme ⸗Nebenſtellen wird neben den Beträgen 
nach Abſ. 1 für jede vollen oder angefangenen, nach der Luftlinie gemeſſenen 100 Meter Doppelleitung 
der außerhalb der Gebäude neu zu verwendenden Leitungsſtrecke ein einmaliger Koſtenzuſchuß nach dem 
Satze erhoben, der bei Neueinrichtungen für eine Anlage gleicher Geſamtausdehnung zu zahlen iſt. Das 
gleiche gilt für Ausnahme⸗Querverbindungen, die infolge Verlegung von Nebenſtellenanlagen, an die fte 
herangeführt ſind, geändert werden müſſen. 

Die Beſtimmungen im 8 10 finden ſinngemäß Anwendung. 

V. Eine Übertragung liegt vor, wenn ein Dritter als Wohnungs- oder Geſchäftsnachfolger an 
Stelle des bisherigen Anſchlußinhabers in das Teilnehmerverhältnis eintritt oder neben dem bisherigen 
Anſchlußinhaber als weiterer Teilnehmer hinzutritt. Eine Übertragung liegt ferner vor, wenn mehrere 
Perſonen Anſchlußinhaber ſind und eine oder ein Teil von ihnen aus dem Teilnehmerverhältuis ausſcheidet. 

Die Übertragung iſt nur mit vorheriger Genehmigung der Telegraphenverwaltung zuläſſig und 
muß unter Benutzung des von ihr dafür vorgeſchriebenen Vordrucks beantragt werden. Eine Genehmigung 
iſt jedoch nicht erforderlich, wenn das Teilnehmerverhältnis im Wege der Geſamtrechtsnachfolge übergeht, 
wenn durch Rechtsgeſchäft ein Dritter als weiterer Teilnehmer hinzutritt, oder wenn aus dem Kreiſe 
mehrerer in einem Teilnehmerverhältnis vereinigten Perſonen eine oder mehrere von ihnen ausſcheiden. 
In den Fällen, in denen eine Genehmigung nicht erforderlich iſt, muß der Telegraphenverwaltung binnen 
einem Monat Anzeige gemacht werden. Verſtößt der Teilnehmer gegen die Beſtimmungen dieſes Abſatzes, 
ſo kann die Telegraphenverwaltung nach § 28, II verfahren. 

Für jede genehmigungspflichtige Übertragung wird eine Gebühr von 10 Gulden erhoben. Dieſe 
Gebühr iſt auch zu entrichten, wenn bei Nebenanſchlüſſen ein Wechſel in der Perſon des Benutzers eintritt. 

Für die Gebühren, die zur Zeit der Übertragung fällig geworden find, haften der Übertragende 
und der neue Teilnehmer als Geſamtſchuldner. : 

VI. Der Teilnehmer Hat keinen Anſpruch auf Verlegung, Umwandlung oder Auswechſlung oder 
auf Vornahme anderer Arbeiten an ſeinen Fernſprecheinrichtungen zu einem beſtimmten Zeitpunkt. Die 
Verlegungen, Umwandlungen, Auswechſlungen oder anderen Arbeiten werden in der Regel nach der 
Reihenfolge der Anmeldungen erledigt. Auf Verlangen des Teilnehmers können jedoch derartige Anträge 
mit Vorrang berückſichtigt werden, wenn der Teilnehmer ein begründetes Bedürfnis nachweiſt. Für die 
Berückſichtigung mit Vorrang wird — auch bei teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen (8 5, II B) — ein 
Zuſchlag in Höhe von 50 vom Hundert zu den nach IV, Abſ. 1, 2 und 3 anzurechnenden Beträgen erhoben. 

VII. Wird ein Antrag auf Verlegung, Umwandlung, Auswechſlung oder Übertragung von 
Fernſprecheinrichtungen vor der Ausführung zurückgezogen, fo hat der Antragſteller der Telegraphen⸗ 
verwaltung die von ihr ſchon aufgewendeten Koſten, mindeſtens 2 Gulden für nutzloſe Verwaltungsarbeit, 
zu erſtatten. a 
7. $ 14, III Abs. 2 erhält folgende Faſſung: 

Die gleiche Gebühr wird für jede Zeile eines Hinweiſes, einer Eintragung an anderer Stelle oder 
einer Eintragung von Perſonen, Firmen uſw. erhoben, die Teilnehmereinrichtungen mitbenutzen (II Abſ. 2), 
8. § 14, IV erhält folgende Faſſung: 2 

IV. Das Fernſprechbuch wird in der Regel alljährlich neu aufgelegt. Für jeden Hauptanſchluß 
und für jeden Nebenanſchluß eines Dritten (§ 5, III A Ziffer 5, III B Ziffer 3 und III C Ziffer 3) 
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wird das Buch unentgeltlich geliefert. Es bleibt bis zur nächſten Auflage Eigentum der Telegraphen⸗ 
verwaltung. Weitere Bücher ſind bei den in den Vorbemerkungen des amtlichen Fernſprechbuchs an⸗ 
gegebenen Dienſtſtellen, die auch den koſtenpflichtigen Bezug der amtlichen Fernſprechbücher der Fernſprech⸗ 
netze außerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig vermitteln, käuflich. 

9. Im § 17, IV find im vorletzten Abſ. Zeilen 4/5 die Worte: 

„ „an den Werktagen jedoch mit Ausnahme der Zeiten von 9 Uhr vormittags bis 4 Uhr nach⸗ 
mittags“ zu ſtreichen. Ferner iſt in demſelben Abſ. Zeilen 4/7 v. u. von „Die an den. .“ bis „zu⸗ 
gelaſſen ſind“, zu ſtreichen. 

10. § 23, II erhält künftig folgende Faſſung: ; 

II. Für die durch Fernſprecher aufgegebenen Telegramme werden die beſtimmungsmäßigen Geſprächs⸗ 
gebühren und Telegraphengebühren ſowie die Stundungsgebühren nach der Telegraphenordnung § 17, 
IV erhoben. 

11. Im $ 24, I 3 hat Punkt e zu lauten: 

c) für die mittels Nebentelegraphen aufgegebenen Telegramme werden die beſtimmungsmäßigen 
Telegraphengebühren ſowie die Stundungsgebühren nach der Telegraphenordnung 8 17, IV erhoben. 
Angekommene Telegramme werden mittels des Nebentelegraphen zugeſtellt; die Ausfertigungen dieſer 
Telegramme werden den Empfängern mit der Poſt als gewöhnliche Briefe überſandt. Beides geſchieht 
unentgeltlich. Wird Zuſendung durch beſonderen Boten gewünſcht, ſo hat der Empfänger dies in jedem 
einzelnen Falle bei Entgegennahme des Telegramms am Nebentelegraph zum Ausdruck zu bringen. 
Solchen Wünſchen wird nach Möglichkeit entſprochen. Für dieſe Sonderleiſtung wird im Ortszuſtell⸗ 
bezirk eine Einzelgebühr nach der Telegraphenordnung § 3, IX, im Landzuſtellbezirk der Eilbotenlohn 
erhoben. 

12. Vorſtehende Verordnung tritt mit dem 15. Juni 1925 in Kraft. 


Danzig, den 10. Juni 1925. 
Poſt⸗ und Telegrapyenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
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Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe Au. B je 3,00 G, b) für 
den Sal ea ge a die Gatte Sade Damian Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, e) für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſiehe 
Staatsanz f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 5 : 
Schriftleitung! Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


